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INTERNATIONALER VERBAND ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZÜCHTUNGEN 
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DER RAT 

Einundzwanzigste außerordentliche Tagung 
2. April 2004, Genf 

 
PRÜFUNG DER VEREINBARKEIT DES GESETZES ÜBER 

DEN SCHUTZ VON ZÜCHTUNGSERGEBNISSEN 
DER REPUBLIK ARMENIEN MIT DER 

AKTE VON 1991 DES UPOV-ÜBEREINKOMMENS 

Vom Verbandsbüro erstelltes Dokument 

 
 
Einführung 
 
1. Mit Note vom 15. Oktober 2003 an das Verbandsbüro ersuchte die Ständige Vertretung 
der Republik Armenien beim Amt der Vereinten Nationen und anderen internationalen 
Organisationen in Genf um Stellungnahme zur Vereinbarkeit des „Gesetzes der Republik 
Armenien über den Schutz von Züchtungsergebnissen“ (nachstehend „das Gesetz“), das am 
23. November 1999 angenommen wurde, mit der Akte von 1991 des 
UPOV-Übereinkommens (nachstehend „die Akte von 1991“). Die Note ist in Anlage I dieses 
Dokuments wiedergegeben. Anlage II [nur in Englisch] enthält eine von der Republik 
Armenien (nachstehend „Armenien“) angefertigte Übersetzung des Gesetzes ins Englische. 
 
2. Armenien hat die Akte von 1991 nicht unterzeichnet. Gemäß Artikel 34 Absatz 2 der 
Akte von 1991 hat es daher eine Beitrittsurkunde zu hinterlegen, um auf der Grundlage der 
Akte von 1991 Vertragspartei zu werden. Gemäß Artikel 34 Absatz 3 der Akte von 1991 kann 
eine derartige Urkunde nur dann hinterlegt werden, wenn der betreffende Staat den Rat um 
Stellungnahme zur Vereinbarkeit seiner Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen der Akte 
von 1991 ersucht hat und die Entscheidung des Rates, in der die Stellungnahme enthalten ist, 
positiv ausfällt. 
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Rechtsgrundlage für den Schutz von Pflanzenzüchtungen in Armenien 
 
3. Der Schutz neuer Pflanzensorten wird in Armenien von dem Gesetz geregelt. Eine 
Analyse des Gesetzes folgt in der Reihenfolge der wesentlichen Rechtsvorschriften der 
Akte von 1991. 
 
4. Artikel 2 des Gesetzes mit der Überschrift „Gesetzgebung über den Schutz von 
Züchtungsergebnissen“ sieht vor, daß „die Rechtsbeziehungen auf dem Gebiet des Schutzes 
und der Nutzung oder Verwendung von Züchtungsergebnissen von diesem Gesetz, dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch der Republik Armenien (RA) sowie weiteren 
Gesetzgebungsdokumenten geregelt wird. Enthalten die internationalen Verträge der RA 
Bestimmungen, die sich von den in diesem Gesetz dargelegten Bestimmungen unterscheiden, 
sind die Bestimmungen dieses internationalen Vertrags maßgebend.“ Artikel 2 des Gesetzes 
spiegelt den allgemeinen Rechtsgrundsatz wider, der vorsieht, daß im Falle eines 
Widerspruchs zwischen einem Vertrag und dem Gesetz der Vertrag maßgebend ist 
(allgemeiner Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes). Dieser allgemeine Grundsatz in Artikel 2 
des Gesetzes wird die in diesem Dokument festgestellten Lücken oder geringfügigen 
Abweichungen vom Inhalt der Akte von 1991 beheben. 
 
 
Artikel 1 der Akte von 1991: Begriffsbestimmungen 
 
5. Die Begriffsbestimmungen sind in Artikel 3 des Gesetzes enthalten. Artikel 3 
Buchstaben h (Urheber) und i (Züchter) des Gesetzes enthält wesentliche Elemente der 
Begriffsbestimmung des Züchters von Artikel 1 Nummer iv der Akte von 1991. Um die 
Vertragsterminologie wiederzugeben, wird empfohlen, die Begriffsbestimmung des 
„Züchters“ zu übernehmen, wie in Artikel 1 Nummer iv der Akte von 1991 enthalten. 
 
6. Artikel 3 Buchstabe a des Gesetzes gibt den Großteil des Inhalts der 
Begriffsbestimmung der „Sorte“ von Artikel 1 Nummer vi der Akte von 1991 wieder. Es wird 
empfohlen, nach den Worten „der untersten bekannten Rangstufe“ folgendes hinzuzufügen: 
„... die, unabhängig davon, ob sie voll den Voraussetzungen für die Erteilung eines 
Züchterrechts entspricht ...“. Um Verwechslungen mit dem Inhalt des Züchterrechts, wie in 
den Artikeln 14 und 15 der Akte von 1991 definiert (vergleiche Absätze 24 bis 28 dieses 
Dokuments), zu vermeiden, wird vorgeschlagen, folgenden Satz zu streichen: „Die 
geschützten Kategorien der Sorte sind der Klon, die Hybride der ersten Generation, die 
Population, die Linie“. 
 
7. Die Begriffsbestimmung der „allgemein bekannten Sorte“ in Artikel 3 Buchstabe f des 
Gesetzes ist unvollständig. Es wird vorgeschlagen, diese Begriffsbestimmung zu streichen 
und den in Artikel 7 der Akte von 1991 dargelegten Begriff der allgemein bekannten Sorte in 
Artikel 5 des Gesetzes aufzunehmen, das sich mit den Unterscheidbarkeitsvoraussetzungen 
befaßt. 
 
8. Zwischen der Verwendung des Begriffs „Züchtungsergebnis“ und des Begriffs „Sorte“ 
ist keine Übereinstimmung vorhanden (beispielsweise in Artikel 5 des Gesetzes bezüglich der 
Voraussetzungen für die Neuheit, die Homogenität und die Beständigkeit sowie in Artikel 13 
des Gesetzes). Es wird empfohlen, die Begriffsbestimmung des „Züchtungsergebnisses“ in 
Artikel 3 Buchstabe b des Gesetzes zu streichen, da dies Verunsicherung stiftet. Die 
Begriffsbestimmung des „geschützten Züchtungsergebnisses“ in Artikel 3 Buchstabe e des 
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Gesetzes stellt bereits klar, daß ein Züchtungsergebnis eine nach diesem Gesetz geschützte 
Pflanzensorte ist. 
 
9. Es wird empfohlen, den Begriff „Vermehrungsmaterial“ anstelle von „Saatgutmaterial“ 
in Artikel 3 Buchstabe c und „Erntegut“ anstelle von „Pflanzenmaterial“ in Artikel 3 
Buchstabe d des Gesetzes zu setzen, um die in der Akte von 1991 verwendete 
Vertragsterminologie wiederzugeben. 
 
 
Artikel 2 der Akte von 1991: Grundlegende Verpflichtung der Vertragsparteien 
 
10. Das Gesetzt sieht gemäß Artikel 2 der Akte von 1991 die Erteilung eines Patents für ein 
Züchtungsergebnis vor. 
 
 
Artikel 3 der Akte von 1991: Gattungen und Arten, die geschützt werden müssen 
 
11. Das Gesetz enthält keine Bestimmungen über die Liste der in Armenien geschützten 
Gattungen und Arten. Gemäß Artikel 3 Absatz 2 Nummer i der Akte von 1991 „wendet jede 
Vertragspartei, die nicht durch die Akte von 1961/1972 oder die Akte von 1978 gebunden ist, 
dieses Übereinkommen i) von dem Zeitpunkt an, in dem sie durch dieses Übereinkommen 
gebunden wird, auf mindestens 15 Pflanzengattungen oder -arten an […].” 
 
12. Zum Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Urkunde über den Beitritt zur Akte von 1991 ist 
Armenien gemäß Artikel 3 Absatz 2 Nummer i der Akte von 1991 verpflichtet, die Liste der 
Gattungen und Arten mitzuteilen, die in Armenien geschützt sind. 
 
 
Artikel 4 der Akte von 1991: Inländerbehandlung 
 
13. Armenien sieht den Grundsatz der Inländerbehandlung in Artikel 21 des Gesetzes vor. 
Es sollte klargestellt werden, daß nicht nur Inländer, sondern auch Angehörige von 
UPOV-Verbandsmitgliedern „mit Sitz oder Wohnsitz“ in Armenien gleiche Behandlung 
erhalten sollten wie die Staatsangehörigen Armeniens. 
 
 
Artikel 5 bis 9 der Akte von 1991: Schutzvoraussetzungen; Neuheit; Unterscheidbarkeit; 
Homogenität; Beständigkeit 
 
14. Die Voraussetzungen für die Erteilung des Züchterrechts sind in Artikel 5 des Gesetzes 
dargelegt, das den Großteil der wesentlichen Bestimmungen der Artikel 5 bis 9 der Akte  
von 1991 enthält. Um die Terminologie und die Bestimmungen der Artikel 5 bis 9 der Akte 
von 1991 in vollem Umfang zu übernehmen, werden die nachstehenden Änderungen 
empfohlen. 
 
15. In bezug auf die Neuheitsvoraussetzung wird empfohlen, in Artikel 5 Absatz 1 des 
Gesetzes die unterstrichenen Begriffe einzufügen: 
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„Eine Sorte wird als neu angesehen, wenn am Tag der Einreichung des Antrags auf 
Erteilung eines Züchterrechts Vermehrungsmaterial oder Erntegut der Sorte durch den 
Züchter oder mit seiner Zustimmung zum Zwecke der Auswertung der Sorte nicht 
verkauft oder auf andere Weise an andere abgegeben wurde […].“ 
 

16. Sofern Artikel 22 des Gesetzes beabsichtigte, eine Übergangsregelung für die Neuheit 
neu gezüchteter Sorten einzuführen, wie von Artikel 6 Absatz 2 der Akte von 1991 
vorgesehen, wird empfohlen, in diesen Fällen die dem Antragsteller für die Beanspruchung 
der Vorteile der Übergangsregelung in Artikel 6 Absatz 2 der Akte von 1991 zu gewährende 
Frist sowie die Kriterien, auf deren Grundlage eine Sorte als neue Züchtung angesehen wird, 
und die Dauer des Patents in das Gesetz oder die Durchführungsbestimmungen aufzunehmen. 
 
17. Hinsichtlich der Unterscheidbarkeitsvoraussetzungen wird empfohlen, folgenden Satz 
am Schluß von Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes anzufügen: 
 

[…] „Insbesondere gilt die Einreichung eines Antrags auf Erteilung eines Züchterrechts 
oder auf Eintragung in einen Katalog der zum Handel zugelassenen Sorten in 
irgendeinem Land als Tatbestand, der die Sorte vom Tag der Einreichung des Antrags an 
allgemein bekannt macht, sofern dieser Antrag zur Erteilung des Züchterrechts oder zur 
Eintragung in den Katalog führt.“ 

 
 
Artikel 10 der Akte von 1991: Einreichung von Anträgen 
 
18. Das Gesetz enthält Bestimmungen über die Einreichung von Anträgen, die mit 
Artikel 10 der Akte von 1991 vereinbar sind. 
 
 
Artikel 11 der Akte von 1991: Priorität 
 
19. Das Gesetz enthält nicht die Bestimmungen von Artikel 11 der Akte von 1991 über das 
Prioritätsrecht, mit Ausnahme des folgenden Hinweises in Artikel 8 des Gesetzes: „Die 
Priorität des Züchtungsergebnisses wird durch den Tag der Einreichung des Antrags bei der 
ermächtigten Behörde bestimmt.“ Es wird empfohlen, die Bestimmungen von Artikel 11 der 
Akte von 1991 darin aufzunehmen. In der Zwischenzeit kann diese Auslassung durch den 
allgemeinen Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes behoben werden. 
 
 
Artikel 12 der Akte von 1991: Prüfung des Antrags 
 
20. Die Prüfung des Antrags ist in den Artikeln 9, 10 und 11 des Gesetzes in einer 
Formulierung vorgesehen, die Armenien in die Lage versetzt, Artikel 12 der Akte von 1991 
Rechtskraft zu verleihen. Am Schluß von Artikel 11 Absatz 1 des Gesetzes sollte jedoch 
hinzugefügt werden, daß „die ermächtigte Behörde von dem Züchter alle erforderlichen 
Auskünfte und Unterlagen sowie das erforderliche Material verlangen kann“. 
 
21. Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes bezieht sich auf einen Zeitraum von drei Monaten für 
die vorläufige Prüfung des Antrags, während Artikel 9 Absatz 4 des Gesetzes einen Zeitraum 
von 15 Tagen für die Mitteilung der am Antrag vorgenommenen Berichtigungen an den 
Antragsteller vorsieht. Die Beziehung zwischen diesen beiden Zeiträumen sollte unter 
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Berücksichtigung dessen klargestellt werden, daß es notwendig ist, realistische Fristen für die 
Behörden und angemessene Fristen für die Antragsteller vorzusehen. 
 
22. Artikel 10 Absatz 2 des Gesetzes bezieht sich auf einen Zeitraum von drei Tagen, in 
dem die Behörde eine Entscheidung über die Neuheitsvoraussetzung treffen kann, wenn keine 
Einwände vorliegen. Es wird empfohlen, diesen Zeitraum zu revidieren. 
 
 
Artikel 13 der Akte von 1991: Vorläufiger Schutz 
 
23. Artikel 16 des Gesetzes enthält Bestimmungen über den vorläufigen Schutz, die der von 
Artikel 13 der Akte von 1991 vorgeschriebenen Mindestdauer entsprechen. Zur vollständigen 
Aufnahme der Bestimmungen von Artikel 13 der Akte von 1991 wird jedoch vorgeschlagen, 
Artikel 16 Absatz 3 des Gesetzes zu ersetzen durch: 
 

„Der Patentinhaber hat Anspruch auf eine angemessene Vergütung gegen jeden, der im 
Zeitraum des vorläufigen Schutzes eine in Artikel 13 dieses Gesetzes genannte Handlung 
vorgenommen hat, für die nach der Erteilung des Patents die Zustimmung des Inhabers 
erforderlich ist. Die Höhe der Vergütung wird im Einvernehmen der Parteien festgesetzt. 
Wird keine Einigung erzielt, entscheidet das Gericht über die Frage.“ 

 
 
Artikel 14 und 15 der Akte von 1991: Inhalt des Züchterrechts 
 
24. Der wesentliche Inhalt der Artikel 14 und 15 der Akte von 1991 wurde in den 
Artikeln 13 und 15 des Gesetzes übernommen. Es wird jedoch vorgeschlagen, Artikel 13 
Absatz 1 des Gesetzes zu ersetzen durch: 
 

„1. Vorbehaltlich der Ausnahmen vom Patentrecht in Artikel 15 und der Erschöpfung 
des Patenrechts [ein neuer Artikel ist in das Gesetz einzufügen], bedürfen folgende 
Handlungen in bezug auf Vermehrungsmaterial des Züchtungsergebnisses der 
Zustimmung des Patentinhabers: […]“ 

 
25. Ferner wird vorgeschlagen, Artikel 13 Absatz 2 des Gesetzes zu ersetzen durch: 
 

„2. Das Recht des Patentinhabers, wie im obigen Absatz vorgesehen, erstreckt sich 
auch auf das Erntegut, das durch ungenehmigte Benutzung des Vermehrungsmaterials 
hergestellt wurde, es sei denn, daß der Patentinhaber angemessene Gelegenheit hatte, sein 
Recht mit Bezug auf das genannte Vermehrungsmaterial auszuüben.“ 
 

26. In Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes wird vorgeschlagen, den Begriff „Samen“ durch 
„Vermehrungsmaterial“ zu ersetzen. 
 
27. Es wird vorgeschlagen, in Artikel 13 Absatz 4 Buchstabe b des Gesetzes die 
Formulierung „beispielsweise durch“ vor „Selektion einer induzierten Transformation“ zu 
setzen. 
 
28. Es wird vorgeschlagen, am Schluß von Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c des Gesetzes 
folgende Klarstellung hinzuzufügen, damit er in vollem Umfang mit Artikel 15 Absatz 1 
Nummer iii der Akte von 1991 vereinbar ist: „... und, ausgenommen wenn Bestimmungen 
von Artikel 13 Absätze 3 und 4 gelten, die in Artikel 13 Absätze 1 und 2 des Gesetzes 
erwähnten Handlungen bezüglich dieser neuen Sorten“. 
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Artikel 16 der Akte von 1991: Erschöpfung des Züchterrechts 
 

29. Es wird empfohlen, gemäß Artikel 16 der Akte von 1991 einen neuen Artikel in das 
Gesetz über die Erschöpfung des Züchterrechts aufzunehmen. Vorläufig kann diese 
Auslassung durch den allgemeinen Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes behoben werden. 
 
 
Artikel 17 der Akte von 1991: Beschränkungen in der Ausübung des Züchterrechts 
 
30. Artikel 17 Absätze 6 bis 8 des Gesetzes sieht ein System für Zwangslizenzen aus 
Gründen des „nationalen und öffentlichen Interesses“ vor, das die Anforderungen von 
Artikel 17 der Akte von 1991 erfüllt. 
 
 
Artikel 18 der Akte von 1991: Maßnahmen zur Regelung des Handels 
 
31. Das Gesetz scheint keine Bestimmungen zu enthalten, die in Widerspruch zu Artikel 18 
der Akte von 1991 stehen. 
 
 
Artikel 19 der Akte von 1991: Dauer des Züchterrechts 
 
32. Gemäß Artikel 4 Absatz 4 des Gesetzes beträgt die Schutzdauer vom Tag der 
Eintragung des Züchtungsergebnisses in das Staatliche Register an 25 Jahre für „Reben und 
Zier-, Obst- und forstliche Baumarten, einschließlich deren Unterlagen“ und 20 Jahre für 
andere Arten. Dies entspricht Artikel 19 der Akte von 1991. 
 
 
Artikel 20 der Akte von 1991: Sortenbezeichnung 
 
33. Die Bestimmungen über Sortenbezeichnungen sind in Artikel 7 des Gesetzes enthalten. 
Um den Inhalt von Artikel 20 der Akte von 1991 in vollem Umfang wiederzugeben, wird 
empfohlen, folgende Bestimmungen hinzuzufügen: 
 

„1. Das Züchtungsergebnis muß eine Bezeichnung erhalten, die die Identifizierung der 
Sorte ermöglicht. 
 
2. Sie darf nicht ausschließlich aus Zahlen bestehen, außer soweit dies eine 
feststehende Praxis für die Bezeichnung von Sorten ist. Sie darf nicht geeignet sein, 
hinsichtlich der Merkmale, des Wertes oder der Identität der Sorte oder der Identität des 
Züchters irrezuführen oder Verwechslungen hervorzurufen. Sie muß sich insbesondere 
von jeder Sortenbezeichnung unterscheiden, die im Hoheitsgebiet eines 
UPOV-Verbandsmitglieds eine bereits vorhandene Sorte derselben Pflanzenart oder einer 
verwandten Art kennzeichnet. 
 
[3. Bleibt unverändert] 
 
4. Ältere Rechte Dritter bleiben unberührt. Ist die Benutzung der Sortenbezeichnung 
aufgrund eines älteren Rechtes untersagt, so verlangt die ermächtigte Behörde, daß der 
Züchter eine andere Sortenbezeichnung vorschlägt. 
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5. Das Züchtungsergebnis wird nur mit der im Staatlichen Register eingetragenen 
Bezeichnung genutzt. Wer im Hoheitsgebiet eines UPOV-Verbandsmitglieds 
Vermehrungsmaterial eines Züchtungsergebnisses feilhält oder gewerbsmäßig vertreibt, 
ist verpflichtet, die Sortenbezeichnung auch nach Beendigung des Patents zu benutzen, 
sofern nicht ältere Rechte dieser Benutzung entgegenstehen. 
 
6. Ist eine Sorte in einem UPOV-Verbandsmitglied bereits geschützt oder wird ein 
Antrag auf Erteilung des Schutzes für dieselbe Sorte in diesem UPOV-Verbandsmitglied 
eingereicht, kann nur die Sortenbezeichnung, die in diesem anderen 
UPOV-Verbandsmitglied vorgeschlagen oder eingetragen wurde, vorgeschlagen oder 
eingetragen werden, und die ermächtigte Behörde trägt keine andere Bezeichnung als 
Sortenbezeichnung ein, sofern sie nicht feststellt, daß diese Sortenbezeichnung in 
Armenien ungeeignet ist. 
 
7. Der Patentinhaber kann sich auch nach dem Ablauf des Patentschutzes nicht auf 
seine Rechte an der Sortenbezeichnung (Handelsmarke, Handelsbezeichnung oder ein 
anderes Recht) gegen die rechtmäßige Nutzung seiner Sortenbezeichnung beim Feilhalten 
oder beim gewerbsmäßigen Vertrieb der Sorte durch andere berufen. 
 
8. Die ermächtigte Behörde veröffentlicht die Sortenbezeichnungen von 
Züchtungsergebnissen, die vorgeschlagen oder eingetragen oder gelöscht wurden, im 
Amtsblatt und unterrichtet die anderen Verbandsmitglieder der UPOV über 
Angelegenheiten bezüglich der Sortenbezeichnungen.“ 

 
34. Die obenerwähnten Auslassungen in Artikel 7 des Gesetzes können vorläufig durch den 
allgemeinen Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes behoben werden. 
 
 
Artikel 21 der Akte von 1991: Nichtigkeit des Züchterrechts 
 
35. Das Gesetz enthält nicht die in Artikel 21 Absatz 1 Nummern i und ii der Akte von 
1991 genannten Gründe für die Nichtigkeit. Es wird empfohlen, sie darin aufzunehmen und 
Artikel 18 Buchstabe c des Gesetzes entsprechend zu ändern. Vorläufig kann diese 
Abweichung von Artikel 21 der Akte von 1991 durch den allgemeinen Grundsatz in Artikel 2 
des Gesetzes behoben werden. 
 
36. Ferner wird empfohlen, in Artikel 18 des Gesetzes zwischen den Gründen für die 
Nichtigkeit und den Gründen für die Aufhebung (die im Gesetz als „vorzeitige Beendigung“ 
bezeichnet wird) klar zu unterscheiden. Die Wirkung der Nichtigkeitserklärung ist die, daß 
das Züchterrecht so angesehen wird, als ob es nie erteilt worden sei, während die Aufhebung 
keine rückwirkende Kraft hat. 
 
 
Artikel 22 der Akte von 1991: Aufhebung des Züchterrechts 
 
37. Das Gesetz enthält nicht den wesentlichen Inhalt von Artikel 22 Absatz 1 Buchstaben a 
und b Nummer i der Akte von 1991. Es wird empfohlen, die Gründe für die Aufhebung, wie 
in Artikel 22 Absatz 1 Buchstaben a und b Nummer i der Akte von 1991 vorgesehen, in das 
Gesetz aufzunehmen. Vorläufig kann diese Abweichung von Artikel 22 der Akte von 1991 
durch den allgemeinen Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes behoben werden. 
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Artikel 30 der Akte von 1991: Anwendung der Akte von 1991 
 
38. Artikel 30 Absatz 1 Nummer i der Akte von 1991 schreibt den Vertragsparteien vor, 
„geeignete Rechtsmittel für die wirksame Wahrung der Züchterrechte“ vorzusehen. Es wird 
empfohlen, in das Gesetz Bestimmungen über die Rechtsmittel aufzunehmen, die 
Patentinhabern zur Verfügung stehen, oder einen Hinweis auf die für diese Angelegenheit 
geltenden Rechtstexte einzubeziehen. 
 
39. Artikel 30 Absatz 1 Nummer ii der Akte von 1991 schreibt den Vertragsparteien vor, 
„eine Behörde für die Erteilung von Züchterrechten zu unterhalten ...“. Artikel 3 Buchstabe j 
des Gesetzes definiert die „ermächtigte Behörde“ als „die staatlich ermächtigte Behörde, die 
Patente für Züchtungsergebnisse erteilt“. Das Gesetz ist mit Artikel 30 Absatz 1 Nummer ii 
der Akte von 1991 vereinbar. 
 
40. Artikel 30 Absatz 1 Nummer iii der Akte von 1991 schreibt den Vertragsparteien vor, 
Mitteilungen über Anträge auf und Erteilung von Züchterrechten sowie die vorgeschlagenen 
und genehmigten Sortenbezeichnungen zu veröffentlichen. Artikel 19 des Gesetzes mit der 
Überschrift „Veröffentlichung der amtlichen Auskünfte“ sieht vor, daß die ermächtigte 
Behörde regelmäßig ein Amtsblatt mit den von Artikel 30 Absatz 1 Nummer iii der Akte  
von 1991 vorgeschriebenen Auskünften veröffentlicht. 
 
 
Allgemeine Schlußfolgerung 
 
41. Das Gesetz entspricht in seinen wesentlichen Bestimmungen dem Inhalt der Akte  
von 1991. Die Abweichungen von der strikten Vereinbarkeit werden durch den allgemeinen 
Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes behoben (vergleiche Absatz 4 dieses Dokuments). Es 
wird jedoch empfohlen, daß der Wortlaut der Gesetzgebung Armeniens bei der ersten 
Gelegenheit geändert und ergänzt wird, um einen Rückgriff auf den allgemeinen Grundsatz in 
Artikel 2 des Gesetzes zu vermeiden. 
 
42. Das Verbandsbüro schlägt dem Rat daher vor, er möge 
 
 a) die Regierung Armeniens davon unterrichten, daß das Gesetz in seinen 
wesentlichen Bestimmungen dem Inhalt der Akte von 1991 entspricht und daß sie eine 
Urkunde über den Beitritt zur Akte von 1991 hinterlegen kann; 
 
 b) der Regierung Armeniens außerdem mitzuteilen, daß sie den Wortlaut ihrer 
Gesetzgebung gemäß den Empfehlungen in diesem Dokument ändern und ergänzen möge, 
um den Rückgriff auf den allgemeinen Grundsatz in Artikel 2 des Gesetzes zu vermeiden. 
 

43. Der Rat wird ersucht, die obigen 

Informationen zur Kenntnis zu nehmen und die 

im vorhergehenden Absatz dargelegte 

Entscheidung zu billigen. 
 
 
 

[Anlage I folgt] 
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ANLAGE I 
 

 
STÄNDIGE VERTRETUNG DER REPUBLIK ARMENIEN 

 
 
Unser Zeichen: Nr. 312/335/03 
 

Die Ständige Vertretung der Republik Armenien beim Amt der Vereinten Nationen und 
anderen internationalen Organisationen in Genf empfiehlt sich dem Sekretariat des 
Internationalen Übereinkommens zum Schutz von Pflanzenzüchtungen und beehrt sich gemäß 
Artikel 34 Absatz 3 des UPOV-Übereinkommens, den Rat der UPOV um Stellungnahme zur 
Vereinbarkeit des „Gesetzes der Republik Armenien über den Schutz von 
Züchtungsergebnissen“, das von der Nationalversammlung Armeniens am 
23. November 1999 angenommen wurde, mit den Bestimmungen der Akte von 1991 des 
UPOV-Übereinkommens zu ersuchen. 
 

Das Gesetz der Republik Armenien über den Schutz von Züchtungsergebnissen liegt an. 
 

Die Ständige Vertretung der Republik Armenien nimmt diese Gelegenheit wahr, das 
Sekretariat des Internationalen Übereinkommens zum Schutz von Pflanzenzüchtungen seiner 
vorzüglichen Hochachtung zu versichern. 
 
 
 
 
SEKRETARIAT DES INTERNATIONALEN ÜBEREINKOMMENS 
ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZÜCHTUNGEN 
GENF 
 
 

[Anlage II folgt] 
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ANNEXE II / ANNEX II / ANLAGE II / ANEXO II 
 
 

THE LAW OF THE REPUBLIC OF ARMENIA  
ON THE PROTECTION OF SELECTION ACHIEVEMENTS 

adopted by 
the National Assembly 
on November 23, 1999 

 
 

CHAPTER I 
GENERAL PROVISIONS 

Article 1 
Purposes of the Law 

 
The present Law regulates the economic relationships and the non–economic personal 
relationships associated with the creation, legal protection and exploitation or use of the plant 
variety selection achievements.  
 
 

Article 2 
Legislation on the Protection of Selection Achievements 

 
The legal relations in the field of protection and exploitation or use of selection achievements 
shall be regulated by this Law, Civil Code of the Republic of Armenia (RA) and other 
legislative instruments of the RA.  Where the international treaties of the RA contain 
provisions that differ from those set out in this Law, the provisions of such international 
treaty shall apply. 
 
 

Article 3 
The Main Terms Used in the Law 

 

The following main terms are used in this Law: 
 
a) variety - a plant grouping within a single botanical taxon of the lowest known rank, 

which can be defined by the expression of characteristics resulting from a given 
genotype or combination of genotypes, is distinguished from any other plant grouping 
of the same botanical taxon by the expression of at least one of the said characteristics 
and can be considered as a unit with regard to its suitability for being propagated 
unchanged.  The variety may be represented by a single part or parts of a plant provided 
such part or parts may be used for the purpose of reproduction of entire plants of the 
variety.  The protected categories of the variety shall be the clone, the first generation 
hybrid, the population, the line; 

 
b) selection achievement - a plant variety acquired by an artificial way and having one or 

several economic characteristics that distinguish it from existing plant varieties; 
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c) seed material (nursery material) - a plant or its single part used for the purpose of 
reproduction of the variety; 

 
d)  plant material - a plant or its part used for purposes other than reproduction of the 

variety; 
 
e) protected selection achievement - a plant variety registered in the State Register of 

Protected Selection Achievements (hereinafter, State Register); 
 
f) commonly known variety - a selection achievement having a precise description, which 

has been entered in the State Register; 
 
g) applicant – a natural person or a legal entity, who has filed an application for the grant 

of a patent for a selection achievement; 
 
h) author - a natural person or a group thereof whose creative work resulted in the creation 

of the variety; 
 
i) breeder - an author of the variety, his/her heirs, persons who are the author’s employers 

or their successors in title; 
 
j) Authorized Body – the State authorized body who performs the granting of the patent 

for the selection achievement; 
 
k) Appeal Board – the commission created by the Authorized Body for the settlement of 

disputes related to the examination of the selection achievements. 
 

 

Article 4 
Legal Protection of Selection Achievements 

 
1.  The rights in a selection achievement shall be protected by the Law and shall be 
certified by a patent for a selection achievement. 
 
2.  The patent shall certify the exclusive right of the patent owner to use the selection 
achievement. 
 
3.  A selection achievement for which a patent has been granted shall be registered in the 
State Register. 
 
4.  The term of a patent shall be 20 years from the date of registration of the selection 
achievement in the State Register.  For the varieties of the grapevines and ornamental, fruit 
and forest trees, including rootstocks thereof, the said period shall be 25 years. 
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CHAPTER II 
 

CONDITIONS FOR LEGAL PROTECTION OF SELECTION ACHIEVEMENTS AND 
THE PROCEDURE FOR FILING AN APPLICATION FOR THE GRANT OF A PATENT 

 
Article 5 

Criteria of the Legal Protection of Selection Achievement 
 

The criteria of the legal protection of selection achievement shall be the following: 
 
1. Novelty. 
 
A plant variety shall be deemed to be new if, at the date of filing of the application for the 
grant of a patent, the seed material (nursery material) of the given variety has not been sold or 
otherwise disposed of to others, by the breeder, for purposes of exploitation of the variety  
 
  a)  in the territory of the RA, earlier than one year before that date; 
 

b) in the territory of any other State, earlier than four years or, in the case of 
grapevines and ornamental, fruit and forest trees, earlier than six years before the 
said date; 

 
2. Distinctness. 
 
A selection achievement shall be deemed having distinctness if it is clearly distinguishable 
from any other commonly known selection achievement existing at the time of the filing of 
the application; 
 
3. Homogeneity. 
 
A plant variety shall be deemed homogeneous if, taking into account peculiarities of its 
propagation, the plants of such variety are sufficiently uniform in their essential 
characteristics; 
 
4. Stability. 
 
A selection achievement shall be deemed stable if its essential characteristics remain 
unchanged after repeated propagation or reproduction or, in the case of a particular cycle of 
propagation or reproduction, at the end of each such cycle. 
 
 

Article 6 
Application for the Grant of a Patent 

 
1. The application for a patent for selection achievement (hereinafter, application) shall be 
filed with the Authorized Body by the breeder. 
 
2.  The request of the application shall be drawn up in Armenian. 
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3.  The other documents of the application may be submitted in another language.  In such 
a case, the domestic applicant shall be required to submit a translation thereof into Armenian 
together with the application and the foreign applicant - within two months from the filing 
date of the application. 
 
4.  The application shall relate to one single selection achievement. 
 
5.  The application for a patent for selection achievement shall contain: 
 

a)   the request for the grant of a patent, where a denomination of the selection 
achievement, an applicant (applicants), an author (co-authors) and their residence 
or place of location shall be indicated; 

 
b) the description of the selection achievement. 

 
6.  The document approving the payment of the fee in a prescribed value shall be attached 
to the application. 
 
7.  The requirements to the document forms of the selection achievement application shall 
be established by the Authorized Body. 
 
 

Article 7 
Denomination of Selection Achievement 

 
1. The selection achievement shall be designated by a denomination, which shall consist 
of genealogy of the variety. 
 
2. The denomination must enable the variety to be identified, exclude the solely figurative 
expression, and not be liable to mislead or to cause confusion concerning the qualitative and 
genealogical issues of the variety. 
 
3. The breeder shall propose a denomination of the variety to the Authorized Body.  If it is 
found that such a denomination does not satisfy the requirements of paragraph 2 of this 
Article, the mentioned Body shall refuse the registration and shall require the breeder to 
propose another denomination within a period of one month.  The Authorized Body shall 
register the denomination of the variety simultaneously with the granting of the patent. 
 
4. Prior rights of third persons shall not be affected. 
 
5. The selection achievement shall be used only with the denomination registered in the 
State Register. 
 

 

Article 8 
Priority of the Selection Achievement 

 
The priority of the selection achievement shall be determined by the date of filing of the 
application to the Authorized Body. 
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CHAPTER III 

 
EVALUATION OF THE LEGAL PROTECTION OF THE SELECTION ACHIEVEMENT 

 
Article 9 

Preliminary Examination of  the Application 
 
1. A preliminary examination of the application shall be carried out by the Authorized 
Body in accordance with this Article.  
 
2. During the preliminary examination, within a period of three months, the existence of 
the documents appropriate to the prescribed requirements of the application shall be verified. 
 
3. If after the preliminary examination it appears  that the documents of the application 
conform to the prescribed requirements, the Authorized Body shall make a decision for an 
official publication of the application.  
 
4. If an application does not conform to the prescribed requirements, the Authorized Body 
during 15 days from the date of receipt of the application shall send to the applicant a request 
with a proposal to submit, within a period of two months, the corrected or the missing 
documents. 
 
5. If the relevant additional or corrected materials are not submitted within a period of two 
months from the date of request, the application shall be deemed invalid.  
 
6. During the preliminary examination the applicant may, on his own initiative or if 
requested to do so, make corrections or amendments to the application by submitting 
additional materials, provided such materials do not modify the subject matter of the filed 
selection achievement.  The additional materials shall be deemed as modifying the subject 
matter of the selection achievement if they contain characteristics that were not contained in 
the application as originally filed and which should be included in the claims.  The part of 
additional materials that modifies the subject matter of the filed selection achievement shall 
not be taken into consideration for the purposes of the examination and the applicant may 
couch  it as a separate application.  
 
7. After the preliminary examination the Authorized Body shall make a decision for 
refusal to grant a patent or for an official publication of the application.  
 
8. If the applicant does not agree with the decision of the preliminary examination for 
refusal to grant a patent, he shall be entitled within two months as from the date of receipt of 
the decision to appeal to the Authorized Body with a request for repeated preliminary 
examination.  The repeated preliminary examination shall be carried out within one month as 
from the date of receipt of the request. 
 
 9. After the repeated preliminary examination the Authorized Body shall make a decision 
for refusal to grant a patent or for an official publication of the application.  
 
10. If the applicant does not agree with the decision of the repeated preliminary 
examination, he may apply to the court  from the date of its receipt. 
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Article 10 
Examination of Novelty of the Selection Achievement 

 
1.  Any interested party may, within six months following the date of publication of the 
application, submit to the Authorized Body an objection in respect of the novelty of the 
claimed selection achievement. 
 
2.  In case of absence of the objection the Authorized Body  shall  take a decision on 
compliance of the application to the criteria of novelty within three days and shall notify the 
applicant within one week from the taking a decision.  
 
3.  In case of receiving an objection the Authorized Body shall notify the applicant 
submitting him a copy of objection.  If the applicant does not submit a written denial to the 
Authorized Body within three months from the date of receipt of the said notice, the 
Authorized Body shall take a decision to refuse the patent grant. 
 
4.  The Authorized Body, on the basis of available to him documents, within twelve 
months from the date of official publication of the application shall take a decision on the 
compliance of the application to the criteria of novelty or on refusal of the patent grant and 
shall notify the applicant about the decision within one week. 
 
5.  In case of disagreement with the decision to refuse the patent grant, the applicant shall 
be entitled, within two months as from the date of receipt of the said decision, to lodge an 
appeal with the Appeal Board  of the Authorized Body.  The Appeal Board shall consider the 
appeal within two months as from the date of its receipt and shall submit its decision to the 
applicant within three days. 
 
6.  In case of disagreement with the decision of the Appeal Board, the applicant shall be 
entitled to apply to the court in accordance with the procedure established by the law. 
 
 

Article 11 
Testing of the Distinctness, Uniformity and Stability of the Selection Achievement 

 
1. Testing of the selection achievement as to its compliance with the criteria of 
distinctness, uniformity and stability shall be carried out in accordance with the procedure 
and in cases established by the Government of the RA. 
 
2.  As the result of test may be used the data submitted by the competent authorities of 
foreign states which have concluded relevant agreements with the RA, by the organizations 
which have concluded relevant agreements with the Authorized Body, as well as by the 
applicant. 
 
3.  Testing of the selection achievement as to its compliance with the conditions of 
distinctness, uniformity and stability may be combined with the State testing which is carried 
out in order to determine the economic utility of the selection achievement. 
 
4.  Authorized Body shall, on the bases of the favorable results of the examination on 
protectability of the selection achievement, take a decision to grant a patent and shall make 
the description of the selection achievement. 
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5.  In case of disagreement with the examination decision to refuse the patent grant, the 
applicant shall be entitled, within two months as from the date of receipt of the said decision, 
to appeal to the Authorized Body with  a request for re-examination.  The procedure to carry 
out the re-examination shall be established by the Government of the RA.  
 
6.  After the re-examination the Authorized Body shall make a decision to grant a patent or 
to refuse the patent grant. 
 
7.  After the re-examination, in case of disagreement with the examination decision to 
refuse the patent grant, the applicant shall be entitled, within two months as from the date of 
receipt of the said decision, to lodge an appeal with the Appeal Board of the Authorized 
Body.  The Appeal Board shall consider the appeal within two months as from the date of its 
receipt and shall submit its decision to the applicant within three days. 
 
8.  In case of disagreement with the decision of the Appeal Board, the applicant shall be 
entitled to apply to the court in accordance with the procedure established by the law. 
 
 

Article 12 
Registration of a Selection Achievement 

 
The decision of the Authorized Body to grant a patent for a selection achievement is a reason 
to register the selection achievement in the State Register.  The procedure for keeping the 
State Register shall be established by the Government of the RA. 
 
 

CHAPTER IV 
 

LEGAL PROTECTION  AND THE STATE REGULATION 
OF THE USE OF SELECTION ACHIEVEMENT 

 
Article 13 

Rights of the Patent Owner 
 
1.  The patent owner has the exclusive right to prohibit the third persons from using  the 
patented selection achievement without his permission, as well as to use it at his discretion, if 
such use does not infringe the rights of other patent owners.  Any person may, under the 
license contract, obtain a permission from the patent owner to perform the following acts in 
respect of the selection achievement: 
 
 a) production and reproduction, 
 
 b) conditioning of the seed material for the purpose of further propagation, 
 
 c) offering for sale, 
 
 d) selling or other way of realization (marketing), 
 
 e) exporting from the territory of the RA, 
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 f) importing into the territory of the RA, 
 
 g) stocking for any of the aforementioned purposes. 
 
2.  The right of the patent owner shall also extend to plant material which has been 
produced and put on the market without the authorization of the patent owner. 
 
3.  The authorization of the patent owner shall be required for the performance of acts 
specified in paragraph (1) of this Article in relation to seeds of variety, which: 
 

a) essentially derive the characteristics of the protected initial variety, where the 
protected variety is not itself a selection achievement, which essentially derives 
the characteristics  of another selection achievement; 

 
b)  are not clearly distinguishable from the protected variety; 
 
c)  require the repeated use of the protected variety (for their production). 

 
4. A selection achievement shall be deemed to be essentially deriving the characteristics 
of the protected initial selection achievement when, being clearly distinguishable from the 
initial selection achievement: 
 

a) it derives the predominantly essential characteristics of an initial selection 
achievement, or of another selection achievement that itself derives the essential  
characteristics (of the initial selection achievement), while retaining the essential 
characteristics that express the genotype or combination of genotypes of the 
initial selection achievement (typical characteristics); 

 
b) it conforms to the genotype or combination of genotypes of the initial selection 

achievement, except for the differences which result from the application  of such 
methods, as the selection of an induced transformation (mutant) or of a 
somaclonal variant from the initial variety, the backcrossing, the genetic 
engineering. 

 
 

Article 14 
Rights of an Author of the Selection Achievement 

 
1. The Authorized Body shall issue a certificate of authorship to each author who is not 
the patent owner. 
 
2. The certificate of authorship shall attest the authorship of a selection achievement and 
the entitlement of the author, if he is not the patent owner, to remuneration to be paid by the 
patent owner for the use of the selection achievement. 
 
3.  The amount and payment conditions of remuneration of the author of a selection 
achievement, who is not the patent owner, shall be determined by the contract between the 
patent owner and the author. 
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4.  The remuneration of the co-authors of a selection achievement shall be regulated by the 
contract between them. 
 
5. The usurpation of the authorship, the coercion to the co-authorship, the publication, 
without the consent of the author, of the subject matter of an application before its 
submission, as well as the disclosure of the subject matter of the applied selection 
achievement before its official publication by the state patent examiner shall entail the 
liability in accordance with the legislation of the RA. 

 
 

Article 15 
Acts Not Infringing the Rights of the Patent Owner 

 
1.   It shall not be considered as an infringement of the rights of the patent owner in respect 
of the selection achievement, if the protected selection achievement is used: 
 

a) for private and non-commercial purposes, 
 
b) for experimental purposes, 
 
c) as an initial material for the purpose of breeding new varieties. 
 
 

Article 16 
Provisional Legal Protection of Selection Achievement 

 

1.  From the date of official publication of the application for selection achievement until 
the publication of the official data on the granted patent, the provisional legal protection shall 
be granted to the selection achievement, within the scope of claims laid open to public 
inspection.  The provisional legal protection shall include all rights granted to the patent 
owner under this Law. 
 
2.  The provisional legal protection shall be deemed never to have been granted where the 
opportunities to appeal the decision of the Authorized Body to refuse the patent grant have 
been exhausted. 
 
3.  The third persons who, during the period mentioned in the item 1 of this Article, have 
used the selection achievement, shall pay to the patent owner an appropriate compensation 
for its use.  The amount of compensation shall be determined by the consent of parties.  
Failing such a consent the issue shall be resolved by the court. 
 
4.  The period mentioned in the item 1 of this Article may begin from the date, when the 
applicant has notified of the selection achievement the user of it, if that date precedes the date 
of official publication of the application for selection achievement. 
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Article 17 
Granting the Right to Use the Selection Achievement 

 
1.  The use of selection achievement shall be regulated by the license contract (exclusive, 
non-exclusive, open and compulsory). 
 
2.  The license contracts that have not been registered with the Authorized Body shall have 
no legal effect.  The procedure for the registration of the license contracts shall be established 
by the Government of the RA. 
 
3.  In case of exclusive license an exclusive right to use the selection achievement is 
transferred within the limits provided in the contract, beyond which the licensor retains the 
said right. 
 
4.   In case of non-exclusive license the licensor, while transferring to the licensee the right 
to use the selection achievement, retains all rights deriving from the patent, including the 
right to grant licenses to third parties. 
 
5.  In case of open license the patent owner may appeal to the Authorized Body with the 
request to publish in its Official Gazette a notice on granting the right to use the selection 
achievement to other person.  A person who expressed a wish to obtain an open license shall 
be required to conclude a payment contract  with the patent owner. 
 
6.  In the interests of the national security and in the public interests or in situations of 
emergency of the RA, as well as in case of public non-commercial use the Government of the 
RA is empowered to use or authorize third parties to use a selection achievement without the 
consent of the patent owner, provided the patent owner shall be notified within 10 days and 
paid adequate remuneration taking into account the circumstances of each case and the 
economic value of such authorization. 
 
7.  The terms for granting a compulsory license are regulated in accordance with the 
procedure established by the Government of the RA. 
 
8.  The compulsory license shall be only non-exclusive and, depending on its objectives, 
shall be granted for a certain period and on certain terms.  The said period may be extended if 
the conditions, on the bases of which the compulsory license was granted, continue to exist.  
The compulsory license shall be recognized invalid if the licensee has infringed the terms 
under which the license was been granted. 
 
9.  Disputes relating to the license contracts shall be settled by the court. 
 
 

Article 18 
Premature Termination of the Legal Protection of the Selection Achievement 

 
1. The legal protection of the selection achievement shall prematurely terminate if: 
 

a)  the Authorized Body takes a decision to refuse the grant of a patent; 
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b)  the applicant has withdrawn the application or the patent owner has denied from 
the patent in writing; 

 
c)  it appeared that the legal protection was granted: 

 
ca)  to the person who has not had that right; 
 
cb)  predominantly on the basis of documents submitted by the breeder and the 

criteria of distinctness, uniformity and stability were not complied with on 
the date of the grant of the legal protection; 

 
d)  the applicant or the patent owner has failed to pay the fees prescribed by the law; 
 
e)  the denomination of the variety was cancelled after the granting of the legal 

protection and the applicant or the patent owner has failed to propose a suitable 
denomination. 

 
2.   The protection of the  right on selection achievement can not be prematurely terminated 
on the grounds that differ from those established by this law.  

 
 

Article 19 
Publication of the Official Information 

 
1.  The Authorized Body  shall periodically publish an Official Gazette. 
 
2. After the publication of the information on the patent applications and the decisions in 
respect thereof any person shall have the right to inspect the documents of the patent 
applications. 
 
 

Article 20 
Patent Fees 

 

The filing of a patent application, the grant of a patent and its maintenance in force, as well as 
the performance of other legal acts relating to a patent shall be subject to the payment of fees.  
The types of the fees, the amount and the time limits for paying the fees, together with the 
conditions and terms for reduction, refund or exemption of fees shall be determined by the 
“Law on State Duties” of the RA. 
 
 

Article 21 
Rights of Foreign Citizens and Legal Entities 

 
Foreign natural persons and legal entities shall, on the basis of international treaties to which 
the RA is party, or on the basis of reciprocity, enjoy the rights provided for in this Law and 
bear the responsibility on the same footing as natural persons and legal entities of the RA. 
 
 

CHAPTER V 
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TRANSITIONAL PROVISIONS 
 

Article 22 
The Granting of the Patent on the Basis of the Materials Entered into the  
List of Varieties and the Author’s Certificates of the Former USSR 

 
The granting of the patent for selection achievement on the basis of the materials entered into 
the List of divided into districts plant varieties, hybrids and  the author’s certificates of the 
former USSR shall be carried out for the unexpired period of the patent validity in compliance 
with the procedure established by the Authorized Body. 
 
THE PRESIDENT OF THE 
REPUBLIC OF ARMENIA     R. KOCHARYAN 
 
Yerevan, December 22, 1999 
AL-23 
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